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24. 04. 75 


Sachgebiet 707 


Antrag 

der Abgeordneten Susset, Sauer (Salzgitter), Dr. Köhler (Wolfsburg), Schröder 
(Lüneburg), Dr. Sprung, Dr. Müller-Hermann, Gierenstein, Höcherl, Dr. Warnke, 
Selters, Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. zusätzliche Förderungsmaßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktlage 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Arbeitsmarktlage hat sich in einigen Gebieten derart ver- 

sciilechtert, daß es erforderlich ist, in diesen Gebieten zusätz- 
liche Förderungsmaßnahmen vorzusehen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. diese Gebiete unverzüglich in die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" aufzu- 
nehmen, und zwar solange, wie eine Verschlechterung der 
Arbeitsmarktlage Förderungsmaßnahmen notwendig macht; 

2. soweit diese Gebiete bereits durch die Gemeinschaftsauf- 
gäbe gefördert werden, die Höhe der Förderungssätze zu 
überprüfen; 

3. die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen in vollem gesetzlich 
zulässigem Umfang nicht nur bei Neuansiedlungen, sondern 
auch bei Erweiterungen zu fördern; 

4. die Mittel der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" um die Zuweisungen aus 
dem EG“Regionalfonds aufzustocken; 

5. nicht verbrauchte Mittel aus den Beschäftigungshilfen des 
Konjunkturprogramms vom Dezember 1974 in Härtefällen 
auch für diejenigen Gebiete zu verwenden, in denen sich 
die Arbeitsmarktlage wesentlich verschlechtert hat und die 
nach dem bisherigen Schlüssel nicht begünstigt waren. In 
Härtefällen sollen die Beschäftigungshilfen über den vor- 
gesehenen Zeitpunkt hinaus gewährt werden; 

6. die Bundesanstalt für Arbeit zu veranlassen, in den Gebieten 
mit einschneidender Verschlechterung der Arbeitsmarktlage 
die Umschulungsmaßnahmen zu intensivieren; 
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7. die Dienststellen des Bundes sowie die bundesunmittelbaren 
Körperschaften und Anstalten zu veranlassen, die Richtlinie 
über die „bevorzugte Berücksichtigung bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge" vom 19. Juli 1968 für das Zonenrand- 
gebiet voll zur Anwendung zu bringen; 

8. ihren Widerstand gegen die Gesetzesinitiative der Länder 
Bayern, Schleswig-Holstein und Niedersachsen zur Ände- 
rung des Stabilitätsgesetzes aufzuheben und bei konjunk- 
turellen Maßnahmen die wirtschaftliche Situation in den 
strukturschwachen Gebieten besonders zu berücksichtigen. 


Bonn, den 24. April 1975 
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